
  

GZ. RV/7103886/2024 

  

 

 

 

IM NAMEN DER REPUBLIK 

Das Bundesfinanzgericht hat durch den Richter R. in der Beschwerdesache ***Bf1***, ***Bf1-

Adr***, über die Beschwerde vom 22. März 2024 gegen den Bescheid des Finanzamtes 

Österreich vom 18. März 2024 betreffend Einkommensteuer (Arbeitnehmerveranlagung) 2023, 

Steuernummer ***BF1StNr1***, zu Recht erkannt:  

I. Die Beschwerde wird gemäß § 279 BAO als unbegründet abgewiesen. 

II. Gegen dieses Erkenntnis ist eine ordentliche Revision an den Verwaltungsgerichtshof nach 

Art. 133 Abs. 4 Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG) nicht zulässig. 

 

Entscheidungsgründe 

I. Verfahrensgang 

Im angefochtenen Bescheid wurde die Einkommensteuer für das Jahr 2023 mit einer Gutschrift 

von 2.898 € festgesetzt. In der standardisierten Begründung wird u.a. ausgeführt, der 

Beschwerdeführer (Bf.) habe steuerfreie Leistungen wie z.B. Arbeitslosengeld bezogen. In 

diesem Fall sehe das Einkommensteuergesetz zwei Berechnungsvarianten vor (§ 3 Abs. 2 

EStG 1988), wobei die günstigere Kontrollrechnung angewandt und ein Einkommen von 

25.055,32 € zu Grunde gelegt wurde. 

In seiner Beschwerde vom 22. März 2024 führte der Bf. aus, der Familienbonus wurde ab der 

kurzfristigen Arbeitslosigkeit nicht mehr vom Arbeitgeber getragen. Wenn er es richtig sehe, 

wurde er im Bescheid abgezogen. 

Mit Beschwerdevorentscheidung vom 2. Mai 2024 wurde die Beschwerde von der belangten 

Behörde aus unbegründet abgewiesen und ausgeführt, der Familienbonus plus und der 

Unterhaltsabsetzbetrag seien im Erstbescheid bereits berücksichtigt worden. 
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Gegen diese Entscheidung brachte der Bf. am 3. Mai 2024 einen Vorlageantrag ein und führte 

u.a. aus, der Familienbonus plus sei doch minus gerechnet worden. Er habe diesen aber seit 

Mai 2023 nicht mehr vom Arbeitgeber bezogen. Sollte der Arbeitgeber das so angeben, sei dies 

ein Fehler. 

Die Beschwerde wurde von der belangten Behörde mit Vorlagebericht vom 8. November 2024 

dem Bundesfinanzgericht vorgelegt. Neben der Wiedergabe des Verwaltungsgeschehens 

führte die belangte Behörde in rechtlicher Hinsicht aus, der Familienbonus Plus betrage für 

Kinder bis zum 18. Geburtstag im Jahr 2023 monatlich 166,68 Euro und könne für jedes Kind 

gesondert entweder von einem der beiden Anspruchsberechtigten zur Gänze oder jeweils zur 

Hälfte beantragt werden. Vom Einkommensteuerbetrag sei der Absetzbetrag "Familienbonus 

Plus" abzuziehen. Der Familienbonus Plus sei insoweit nicht abzuziehen, als er jene Steuer 

übersteigt, die auf das gemäß § 33 Abs. 1 EStG zu versteuernde Einkommen entfällt (vgl. § 33 

Abs. 2 Z 1 EStG 1988). Der Familienbonus Plus sei als "erster" Absetzbetrag von der nach Tarif 

gem. § 33 Abs. 1 EStG 1988 errechneten Steuer abzuziehen (s. auch ErlRV 190 BlgNR XXVI. GP, 

8). Er ist nicht negativsteuerfähig, die Wirkung ist daher mit der Höhe der Tarifsteuer begrenzt 

(vgl. Jakom/Kanduth-Kristen EStG, 2021, § 33 Rz 45). Da im Beschwerdefall die Steuer vor 

Abzug der Absetzbeträge nur 3.264,60 € betrug, konnte nicht mehr als dieser Betrag als 

Familienbonus Plus abgezogen werden.  

  

II. Das Bundesfinanzgericht hat erwogen: 

1. Sachverhalt  

Der Sachverhalt ergibt sich aus der vorliegenden Aktenlage, die im oa. Verfahrensgang 

zusammengefasst dargestellt wurde. 

2. Beweiswürdigung 

Die Aktenlage ist als unstrittig anzusehen. 

3. Rechtliche Beurteilung 

3.1. Zu Spruchpunkt I. (Abweisung) 

3.1.1. Rechtsquellen: EStG 1988 

Steuersätze und Steuerabsetzbeträge 
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§ 33 EStG 1988 

(1) Die Einkommensteuer beträgt jährlich 

für die ersten 12 816 Euro 0% 

für Einkommensteile über 12 816 Euro bis 20 818 Euro 20% 

für Einkommensteile über 20 818 Euro bis 34 513 Euro 30% 

für Einkommensteile über 34 513 Euro bis 66 612 Euro 40% 

für Einkommensteile über 66 612 Euro bis 99 266 Euro 48% 

für Einkommensteile über 99 266 Euro 50% 

Für Einkommensteile über eine Million Euro beträgt der Steuersatz in den Kalenderjahren 2016 

bis 2025 55%. 

(1a) Die für die Anwendung der Steuersätze für Einkommensteile bis eine Million Euro 

festgesetzten Grenzbeträge sowie die für die Anwendung des Abs. 4, des Abs. 5 Z 1 bis 3, des 

Abs. 6 und des Abs. 8 festgesetzten Beträge unterliegen einer Inflationsanpassung nach 

Maßgabe des § 33a. Gleiches gilt für die in § 1 Abs. 4, § 34 Abs. 4 zweiter Teilstrich, § 35 Abs. 1 

dritter Teilstrich, § 42 Abs. 1 Z 3 und Abs. 2, § 99 Abs. 2 Z 2 und § 102 Abs. 3 festgesetzten 

Beträge sowie die Einkunftsgrenzen des § 4 Abs. 4 Z 8 lit. b. 

(2) Von dem sich nach Abs. 1 ergebenden Betrag sind Absetzbeträge in folgender Reihenfolge 

abzuziehen: 

1. Der Familienbonus Plus gemäß Abs. 3a; der Familienbonus Plus ist insoweit nicht abzuziehen, 

als er jene Steuer übersteigt, die auf das gemäß Abs. 1 zu versteuernde Einkommen entfällt.  

2. Die Absetzbeträge nach Abs. 4 bis 6. 

(3) 

1. Steuerpflichtigen, denen auf Grund des Familienlastenausgleichsgesetzes 1967 

Familienbeihilfe gewährt wird, steht im Wege der gemeinsamen Auszahlung mit der 

Familienbeihilfe ein Kinderabsetzbetrag von monatlich 58,40 Euro 

(Anm. 1) für jedes Kind zu. Für Kinder, die sich ständig außerhalb eines Mitgliedstaates der 

Europäischen Union, eines Staates des Europäischen Wirtschaftsraumes oder der Schweiz 

aufhalten, steht kein Kinderabsetzbetrag zu. Wurden Kinderabsetzbeträge zu Unrecht bezogen, 

ist § 26 des Familienlastenausgleichsgesetzes 1967 anzuwenden. 

2. Der Kinderabsetzbetrag ist mit Wirksamkeit ab 1. Jänner eines jeden Kalenderjahres mit dem 

Anpassungsfaktor des § 108f ASVG zu vervielfachen. Der Vervielfachung ist der im 

vorangegangenen Kalenderjahr geltende Betrag zugrunde zu legen. Der vervielfachte Betrag ist 

kaufmännisch auf eine Dezimalstelle zu runden. Der Bundesminister für Finanzen hat den für 

das folgende Kalenderjahr geltenden Betrag bis spätestens 15. November jeden Jahres zu 

ermitteln und mit Verordnung kundzumachen. 

(3a) Für ein Kind, für das Familienbeihilfe nach dem Familienlastenausgleichsgesetz 1967 

gewährt wird und das sich ständig in einem Mitgliedstaat der EU oder Hoheitsgebiet einer 

anderen Vertragspartei des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum oder der 

Schweiz aufhält, steht auf Antrag ein Familienbonus Plus nach Maßgabe der folgenden 
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Bestimmungen zu: 

1. Der Familienbonus Plus beträgt 

a) bis zum Ablauf des Monats, in dem das Kind das 18. Lebensjahr vollendet, für jeden 

Kalendermonat 166,68 Euro, 

b) nach Ablauf des Monats, in dem das Kind das 18. Lebensjahr vollendet, für jeden 

Kalendermonat 54,18 Euro. 

(Anm.: Z 2 aufgehoben durch Art. 2 Z 4, BGBl. I Nr. 135/2022) 

3. Der Familienbonus Plus ist in der Veranlagung entsprechend der Antragstellung durch den 

Steuerpflichtigen wie folgt zu berücksichtigen: 

a) Für ein Kind, für das im jeweiligen Monat kein Unterhaltsabsetzbetrag nach Abs. 4 Z 3 

zusteht: 

– Beim Familienbeihilfenberechtigten oder dessen (Ehe-)Partner der nach Z 1 oder Z 2 

zustehende Betrag oder 

– beim Familienbeihilfenberechtigten und dessen (Ehe-)Partner jeweils die Hälfte des nach Z 1 

oder Z 2 zustehenden Betrages. 

b) Für ein Kind, für das im jeweiligen Monat ein Unterhaltsabsetzbetrag nach Abs. 4 Z 3 zusteht: 

– Beim Familienbeihilfenberechtigten oder vom Steuerpflichtigen, dem für das Kind der 

Unterhaltsabsetzbetrag zusteht, der nach Z 1 oder Z 2 zustehende Betrag oder 

– beim Familienbeihilfenberechtigten und dem Steuerpflichtigen, dem für das Kind der 

Unterhaltsabsetzbetrag zusteht, jeweils die Hälfte des nach Z 1 oder Z 2 zustehenden Betrages. 

Für einen Monat, für den kein Unterhaltsabsetzbetrag zusteht, steht dem 

Unterhaltsverpflichteten kein Familienbonus Plus zu. 

c) Die Aufteilung des Familienbonus Plus gemäß lit. a und b ist bei gleichbleibenden 

Verhältnissen für das gesamte Kalenderjahr einheitlich zu beantragen. Wird von den 

Anspruchsberechtigten die Berücksichtigung in einer Höhe beantragt, die insgesamt über das 

nach Z 1 oder Z 2 zustehende Ausmaß hinausgeht, ist jeweils die Hälfte des monatlich 

zustehenden Betrages zu berücksichtigen. 

d) Der Antrag kann zurückgezogen werden. Ein Zurückziehen ist bis fünf Jahre nach Eintritt der 

Rechtskraft des Bescheides möglich und gilt nach Eintritt der Rechtskraft als rückwirkendes 

Ereignis im Sinne des § 295a der Bundesabgabenordnung sowohl für den Zurückziehenden als 

auch für den anderen Antragsberechtigten gemäß lit. a oder b. Wird der Antrag zurückgezogen, 

kann der gemäß lit. a oder b andere Antragsberechtigte den ganzen nach Z 1 oder Z 2 

zustehenden Betrag beantragen. 

4. (Ehe-) Partner im Sinne der Z 3 ist eine Person, mit der der Familienbeihilfenberechtigte 

verheiratet ist, eine eingetragene Partnerschaft nach dem Eingetragene Partnerschaft-Gesetz – 

EPG begründet hat oder für mehr als sechs Monate im Kalenderjahr in einer 

Lebensgemeinschaft lebt. Die Frist von sechs Monaten im Kalenderjahr gilt nicht, wenn dem 

nicht die Familienbeihilfe beziehenden Partner in den restlichen Monaten des Kalenderjahres, in 

denen die Lebensgemeinschaft nicht besteht, der Unterhaltsabsetzbetrag für dieses Kind 
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zusteht. (Anm.: Z 5 aufgehoben durch Art. 2 Z 4, BGBl. I Nr. 135/2022) 

6. In der Steuererklärung ist die Versicherungsnummer (§ 31 ASVG) oder die persönliche 

Kennnummer der Europäischen Krankenversicherungskarte (§ 31a ASVG) jedes Kindes, für das 

ein Familienbonus Plus beantragt wird, anzugeben. 

7. Der Bundesminister für Finanzen hat die technischen Voraussetzungen für die 

Berücksichtigung des Familienbonus Plus im Rahmen der Veranlagung zur Verfügung zu stellen. 

(4) Darüber hinaus stehen folgende Absetzbeträge zu, wenn sich das Kind ständig in einem 

Mitgliedstaat der EU oder Hoheitsgebiet einer anderen Vertragspartei des Abkommens über 

den Europäischen Wirtschaftsraum oder der Schweiz aufhält: 

1. Alleinverdienenden steht ein Alleinverdienerabsetzbetrag zu. Dieser beträgt jährlich 

– bei einem Kind (§ 106 Abs. 1) 572 Euro, 

– bei zwei Kindern (§ 106 Abs. 1) 774 Euro. 

Dieser Betrag erhöht sich für das dritte und jedes weitere Kind (§ 106 Abs. 1) um jeweils 255 

Euro jährlich. 

Alleinverdienende sind Steuerpflichtige mit mindestens einem Kind (§ 106 Abs. 1), die mehr als 

sechs Monate im Kalenderjahr verheiratet oder eingetragene Partner sind und von ihren 

unbeschränkt steuerpflichtigen Ehegatten oder eingetragenen Partnern nicht dauernd getrennt 

leben oder die mehr als sechs Monate mit einer unbeschränkt steuerpflichtigen Person in einer 

Lebensgemeinschaft leben. Für Steuerpflichtige im Sinne des § 1 Abs. 4 ist die unbeschränkte 

Steuerpflicht des Ehegatten oder eingetragenen Partners nicht erforderlich. Voraussetzung ist, 

dass der (Ehe-)Partner (§ 106 Abs. 3) Einkünfte von höchstens 6 937 Euro jährlich erzielt. Die 

nach § 3 Abs. 1 Z 4 lit. a, weiters nach § 3 Abs. 1 Z 10, 11 und 32 und auf Grund 

zwischenstaatlicher oder anderer völkerrechtlicher Vereinbarungen steuerfreien Einkünfte sind 

in diese Grenzen mit einzubeziehen. Andere steuerfreie Einkünfte sind nicht zu berücksichtigen. 

Der Alleinverdienerabsetzbetrag steht nur einem der (Ehe-)Partner zu. Erfüllen beide (Ehe-

)Partner die Voraussetzungen im Sinne der vorstehenden Sätze, hat jener (Ehe-)Partner 

Anspruch auf den Alleinverdienerabsetzbetrag, der die höheren Einkünfte im Sinne der Z 1 

erzielt. Haben beide (Ehe-)Partner keine oder gleich hohe Einkünfte im Sinne der Z 1, steht der 

Absetzbetrag dem haushaltsführenden (Ehe-)Partner zu. 

2. Alleinerziehenden steht ein Alleinerzieherabsetzbetrag zu. Dieser beträgt jährlich 

– bei einem Kind (§ 106 Abs. 1) 572 Euro, 

– bei zwei Kindern (§ 106 Abs. 1) 774 Euro. 

Dieser Betrag erhöht sich für das dritte und jedes weitere Kind (§ 106 Abs. 1) um jeweils 255 

Euro jährlich. Alleinerziehende sind Steuerpflichtige, die mit mindestens einem Kind (§ 106 Abs. 

1) mehr als sechs Monate im Kalenderjahr nicht in einer Gemeinschaft mit einem (Ehe)Partner 

leben. 

3. Steuerpflichtigen, die für ein Kind den gesetzlichen Unterhalt leisten, steht ein 

Unterhaltsabsetzbetrag von 35 Euro monatlich zu. Dabei gilt: 

a) Der Unterhaltsabsetzbetrag steht zu, wenn das Kind nicht dem Haushalt des 
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Steuerpflichtigen zugehört (§ 2 Abs. 5 Familienlastenausgleichsgesetz 1967) und weder ihm 

noch seinem von ihm nicht dauernd getrennt lebenden (Ehe-)Partner Familienbeihilfe für das 

Kind gewährt wird. 

b) Leistet ein Steuerpflichtiger für mehr als ein nicht haushaltszugehöriges Kind den 

gesetzlichen Unterhalt, steht für das zweite Kind ein Absetzbetrag von 52 Euro und für jedes 

weitere Kind ein Absetzbetrag von jeweils 69 Euro monatlich zu. 

c) Erfüllen mehrere Personen in Bezug auf ein Kind die Voraussetzungen für den 

Unterhaltsabsetzbetrag, steht der Absetzbetrag nur einmal zu. 

d) Wird die Unterhaltsverpflichtung im Kalenderjahr nicht zur Gänze erfüllt, steht der 

Unterhaltsabsetzbetrag nur für jene Monate zu, für die rechnerisch die volle Unterhaltsleistung 

erfüllt wurde, wobei vorrangig die zeitlich am weitesten zurückliegende Unterhaltsverpflichtung 

getilgt wird. 

e) Nachzahlungen von gesetzlichen Unterhaltsleistungen sind ausschließlich im Kalenderjahr 

der Zahlung zu berücksichtigen. (Anm.: Z 4 und 5 aufgehoben durch Art. 2 Z 5, BGBl. I Nr. 

135/2022) 

(5) Bei Einkünften aus einem bestehenden Dienstverhältnis stehen folgende Absetzbeträge zu: 

1. Ein Verkehrsabsetzbetrag von 463 Euro jährlich. 

2. Bei Anspruch auf ein Pendlerpauschale gemäß § 16 Abs. 1 Z 6 erhöht sich der 

Verkehrsabsetzbetrag auf 798 Euro, wenn das Einkommen des Steuerpflichtigen 14 106 Euro im 

Kalenderjahr nicht übersteigt. Der erhöhte Verkehrsabsetzbetrag vermindert sich zwischen 

Einkommen von 14 106 Euro und 15 030 Euro gleichmäßig einschleifend auf 463 Euro. 

3. Der Verkehrsabsetzbetrag gemäß Z 1 oder 2 erhöht sich um 752 Euro (Zuschlag), wenn das 

Einkommen des Steuerpflichtigen 18 499 Euro im Kalenderjahr nicht übersteigt. Der Zuschlag 

vermindert sich zwischen Einkommen von 18 499 Euro und 28 326 Euro gleichmäßig 

einschleifend auf null. 

4. Ein Pendlereuro in Höhe von jährlich zwei Euro pro Kilometer der einfachen Fahrtstrecke 

zwischen Wohnung und Arbeitsstätte, wenn der Arbeitnehmer Anspruch auf ein 

Pendlerpauschale gemäß § 16 Abs. 1 Z 6 hat. Für die Berücksichtigung des Pendlereuros gelten 

die Bestimmungen des § 16 Abs. 1 Z 6 lit. b und lit. e bis j entsprechend. (Anm.: Z 5 aufgehoben 

durch BGBl. I Nr. 118/2015) 

(6) Stehen einem Steuerpflichtigen die Absetzbeträge nach Abs. 5 nicht zu und erhält er Bezüge 

oder Vorteile im Sinne des § 25 Abs. 1 Z 1 oder 2 für frühere Dienstverhältnisse, Pensionen und 

gleichartige Bezüge im Sinne des § 25 Abs. 1 Z 3 oder Abs. 1 Z 4 bis 5, steht ein 

Pensionistenabsetzbetrag gemäß Z 1 und Z 2 oder gemäß Z 3 zu. Bei Einkünften, die den 

Anspruch auf einen Pensionistenabsetzbetrag begründen, steht der 

Werbungskostenpauschbetrag nach § 16 Abs. 3 nicht zu. Für die Berücksichtigung des 

Pensionistenabsetzbetrages gilt: 

1. Ein erhöhter Pensionistenabsetzbetrag steht zu, wenn 

– der Steuerpflichtige mehr als sechs Monate im Kalenderjahr verheiratet oder eingetragener 

Partner ist und vom (Ehe-)Partner nicht dauernd getrennt lebt, 
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– der (Ehe-)Partner (§ 106 Abs. 3) Einkünfte im Sinne des Abs. 4 Z 1 von höchstens 2 545 Euro 

jährlich erzielt und 

– der Steuerpflichtige keinen Anspruch auf den Alleinverdienerabsetzbetrag hat. 

2. Der erhöhte Pensionistenabsetzbetrag beträgt 1 405 Euro, wenn die laufenden 

Pensionseinkünfte des Steuerpflichtigen 23 043 Euro im Kalenderjahr nicht übersteigen. Dieser 

Absetzbetrag vermindert sich gleichmäßig einschleifend zwischen zu versteuernden laufenden 

Pensionseinkünften von 23 043 Euro und 29 482 Euro auf null. 

3. Liegen die Voraussetzungen für einen erhöhten Pensionistenabsetzbetrag nach der Z 1 nicht 

vor, beträgt der Pensionistenabsetzbetrag 954 Euro. Dieser Absetzbetrag vermindert sich 

gleichmäßig einschleifend zwischen zu versteuernden laufenden Pensionseinkünften von 20 233 

Euro und 29 482 Euro auf null. 

(7) Ergibt sich bei Steuerpflichtigen, die 

– zumindest an 30 Tagen im Kalenderjahr steuerpflichtige Einkünfte gemäß § 2 Abs. 3 Z 1 bis 4 

erzielen, oder 

– im gesamten Kalenderjahr nur Leistungen nach dem Kinderbetreuungsgeldgesetz (KBGG), 

BGBl. I Nr. 103/2001, Wochengeld oder Pflegekarenzgeld bezogen haben, 

nach Abs. 1 eine Einkommensteuer unter 700 Euro, gilt bei Vorhandensein eines Kindes (§ 106 

Abs. 1) Folgendes: 

Die Differenz zwischen 700 Euro und der Einkommensteuer nach Abs. 1 ist als 

Kindermehrbetrag zu erstatten, wenn 

a) der Alleinverdiener- oder Alleinerzieherabsetzbetrag zusteht oder 

b) sich auch beim (Ehe)Partner gemäß § 106 Abs. 3, der Einkünfte gemäß § 2 Abs. 3 Z 1 bis 4 

erzielt, eine Einkommensteuer nach Abs. 1 unter 700 Euro Euro ergibt; in diesem Fall hat nur 

der Familienbeihilfeberechtigte Anspruch auf den Kindermehrbetrag. 

Dieser Betrag erhöht sich für jedes weitere Kind (§ 106 Abs. 1) um den Betrag von 700 Euro. 

(8) 1. Ergibt sich nach Abs. 1 und 2 eine Einkommensteuer unter null, ist insoweit der 

Alleinverdienerabsetzbetrag oder der Alleinerzieherabsetzbetrag zu erstatten. 

2. Ergibt sich bei Steuerpflichtigen, die Anspruch auf den Verkehrsabsetzbetrag haben, nach 

Abs. 1 und 2 eine Einkommensteuer unter null, sind 55% der Werbungskosten im Sinne des § 16 

Abs. 1 Z 3 lit. a (ausgenommen Betriebsratsumlagen) und des § 16 Abs. 1 Z 4 und 5, höchstens 

aber 463 Euro jährlich rückzuerstatten (SV-Rückerstattung). Bei Steuerpflichtigen, die Anspruch 

auf ein Pendlerpauschale gemäß § 16 Abs. 1 Z 6 haben, sind höchstens 579 Euro 

rückzuerstatten. Bei Steuerpflichtigen, die Anspruch auf den Zuschlag gemäß Abs. 5 Z 3 haben, 

ist der maximale Betrag der SV-Rückerstattung um 752 Euro zu erhöhen (SV-Bonus). 

3. Ergibt sich bei Steuerpflichtigen, die Anspruch auf den (erhöhten) Pensionistenabsetzbetrag 

haben, nach Abs. 1 und 2 eine Einkommensteuer unter null, sind 80% der Werbungskosten im 

Sinne des § 16 Abs. 1 Z 4, höchstens aber 637 Euro jährlich, rückzuerstatten (SV-

Rückerstattung). Die Rückerstattung vermindert sich um steuerfreie Zulagen gemäß § 3 Abs. 1 Z 

4 lit. f. 
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4. Auf Grund zwischenstaatlicher oder anderer völkerrechtlicher Vereinbarungen steuerfreie 

Einkünfte sind für Zwecke der Berechnung der Einkommensteuer gemäß Z 1 bis 3 wie 

steuerpflichtige Einkünfte zu behandeln. Der Kinderabsetzbetrag gemäß Abs. 3 bleibt bei der 

Berechnung außer Ansatz. 

5. Die Erstattung erfolgt im Wege der Veranlagung gemäß § 41 und ist mit der nach Abs. 1 und 

2 berechneten Einkommensteuer unter null begrenzt. (Anm.: Abs. 9 und 9a aufgehoben durch 

BGBl. I Nr. 118/2015) 

(10) Ein im Rahmen einer Veranlagung bei der Berechnung der Steuer anzuwendender 

Durchschnittssteuersatz ist vorbehaltlich des Abs. 11 nach Berücksichtigung der Abzüge gemäß 

Abs. 3a bis 6 (ausgenommen Kinderabsetzbeträge nach Abs. 3) zu ermitteln. Diese Abzüge sind 

nach Anwendung des Durchschnittssteuersatzes nicht nochmals abzuziehen. 

(11) Ist bei der Berechnung der Steuer ein Progressionsvorbehalt aus der Anwendung eines 

Doppelbesteuerungsabkommens zu berücksichtigen, gilt für die Steuerberechung Folgendes: 

Der Durchschnittssteuersatz ist zunächst ohne Berücksichtigung der Abzüge gemäß Abs. 3a bis 

6 zu ermitteln. Von der unter Anwendung dieses Durchschnittssteuersatzes ermittelten Steuer 

sind die Abzüge gemäß Abs. 3a bis 6 (ausgenommen Kinderabsetzbeträge nach Abs. 3) 

abzuziehen. 

_________________ 

Anm. 1: gemäß BGBl. II Nr. 413/2022 für 2023: 61,8 € 

 

3.1.2. rechtliche Erwägungen: 

In rechnerischer Hinsicht wurden die Absetzbeträge wie folgt berücksichtigt: 

- Familienbonus Plus (§ 33 Abs. 3a Z 1 lit. a EStG 1988: 

Der maximale zu berücksichtigende Familienbonus Plus beträgt: 

1. Kind: 166,68 x 12 = 2.000,16 € 

2. Kind: 166,68 x 12 = 2.000,16 € 

Zusammen:                4.000,32 € 

Die Einkommensteuer 2023 vor Abzug der Absetzbeträge beträgt 3.264,60 €. Der 

Familienbonus Plus kann nur bis zu dieser Höhe berücksichtigt werden (§ 33 Abs. 2 Z 1 zweiter 

Satz EStG 1988) und führt zu keiner „Negativsteuer“. 

- Unterhaltsabsetzbetrag (§ 33 Abs. 4 Z 3 EStG 1988): 

1. Kind: 31 x 12 =        372,00 € 
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2. Kind: 47 x 12=         564,00 € 

zusammen:                 936,00 € 

Er wurde bei der Steuer nach Abzug der Absetzbeträge berücksichtigt. 

- Verkehrsabsetzbetrag (§ 33 Abs. 5 Z 1 EStG 1988): 

Der allgemeine Verkehrsabsetzbetrag beträgt 421 €. 

- Zuschlag zum Verkehrsabsetzbetrag (§ 33 Abs. 5 Z 3 EStG 1988): wenn das Einkommen 

16.832 € im Kalenderjahr nicht übersteigt, beträgt er 684 € und vermindert sich zwischen 

Einkommen von 16.832 und 25.774 € einschleifend auf null. 

Im gegenständlichen Fall wird er wie folgt berechnet: 

obere Einkommensgrenze:                25.774 € 

untere Einkommensgrenze:   -          16.832 € 

ergibt:                                                      8.942 € 

 

obere Einkommensgrenze:                            25.774,00 € 

Einkommen (lt. Bescheid):                 -           25.055,32 € 

ergibt:                                                                      718,68 € 

 

684 € (Zuschlag) x 718,68 €   =                              54,98 €  

:                   

8.942 

 

allgemeiner Verkehrsabsetzbetrag                    421,00 € 

Zuschlag zum Verkehrsabsetzbetrag                   54,98 € 

zusammen:                                                            475,98 € 
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(Die Differenz von 0,01 € gegenüber dem angefochtenen Bescheid (475,97 €) ist auf 

Rechendifferenzen zurückzuführen und erscheint nicht weiter bedeutsam. 

 

-           erstattungsfähige „Negativsteuer“ (§ 33 Abs. 8 Z 2 Satz 1 und Satz 3 EStG 1988): 

Satz 1:                 421 € 

Satz 3:                 684 € 

zusammen:      1.105 € 

Mit diesem Betrag ist der erstattungsfähige Betrag begrenzt. 

 

- Dagegen ist die Lohnsteuer aus den sonstigen Bezügen (13. und 14. Monatsbezug auch 

anteilig), die mit einem fixen Prozentsatz von 6% der 620 € übersteigenden Bezüge berechnet 

wird, in Abzug zu bringen (185,91 €). Diese werden aus den Jahreslohnzetteln 1 und 2 der 

sonstigen Bezüge (Kennzahl: 220) abzüglich SV-Beiträge (Kennzahl: 225) berechnet und sind 

richtig. 

(1.105 € - 185,81 € = 919,09 €) 

 

- Somit errechnet sich eine (negative) Einkommensteuer von   -    919,09 € 

Anrechenbare Lohnsteuer                                                                             -1.979,39 € 

Zwischensumme                                                                                             - 2.898,48 € 

Rundungsabschlag § 39 Abs. 3 EStG                                                           - 2.898,00 €     

(Die im Bescheid ausgewiesene Abgabennachforderung oder Abgabengutschrift ist auf volle 

Euro auf- oder abzurunden.) 

Da der angefochtene Einkommensteuerbescheid einen Jahresbescheid darstellt, wurde die 

(Jahres-) Einkommensteuer neu berechnet. Durch die Anrechnung der einbehaltenen 

Lohnsteuerbeträge werden zu viel einbehaltene Monatsbeträge ausgeglichen und sind für das 

gegenständliche Beschwerdeverfahren nicht mehr relevant. 

10 von 11



Seite 11 von 11 
 

 

3.2. Zu Spruchpunkt II. (Revision) 

Gegen ein Erkenntnis des Bundesfinanzgerichtes ist die Revision zulässig, wenn sie von der 

Lösung einer Rechtsfrage abhängt, der grundsätzliche Bedeutung zukommt, insbesondere weil 

das Erkenntnis von der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche 

Rechtsprechung fehlt oder die zu lösende Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des 

Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet wird. 

 

 

Wien, am 13. Jänner 2026 
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